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Als  die  von  Serbien  seit  vielen  Jahren  betriebenen 
Machenschaften  durch  den  Mord  von  Sarajevo  in  der  furcht- 
barsten Weise  vor  aller  Welt  offenbar  geworden  waren  und 
Österreich-Ungarn  sich,  den  elementarsten  Geboten  der  Selbst- 
erhaltung folgend,  entschloß,  ernste  Garantien  gegen  die  Fort- 
setzung dieser  Umtriebe  von  Serbien  zu  fordern,  konnte  die 
Monarchie  mit  Fug  und  Recht  erwarten,  daß  die  volle  Be- 
rechtigung ihrer  Aktion  anerkannt  werden  würde.  Es  konnte 
ja  in  der  Tat  einer  europäischen  Großmacht  nicht  zugemutet 
^ werden,  von  einem  kleinen  Nachbarstaate  die  gehässigsten 
X Provokationen,  die  planmäßige  Förderung  einer  Abfallbewegung 
* in  den  Grenzgebieten  und  die  skrupellose  Mitwirkung  an  ver- 
$ brecherischen  Anschlägen  und  weitverzweigten  Verschwörungen 
^gegen  ihre  Sicherheit  und  Integrität  hinzunehmen,  ohne  schließ- 
; Dich  zu  den  energischesten  Mitteln  der  Abwehr  zu  greifen. 

^ Ebensowenig  wie  gegen  die  innere  Berechtigung  konnten 
gegen  die  Form  des  Vorgehens  Österreich-Ungarns  Einwen- 
'U düngen  erhoben  werden.  Es  handelte  sich  um  eine  Differenz 
^zwischen  der  Monarchie  und  einem  unabhängigen  Staate  über 
ihr  gegenseitiges  Verhältnis  und  nichts  berechtigte  zu  dem 
^Verlangen,  daß  die  erstere  die  Frage,  wie  weit  sie  in  dem 
^Schutze  ihrer  Ruhe  und  Sicherheit  zu  gehen  habe,  von  der 
Entscheidung  dritter  Mächte  abhängig  machen  müsse. 

Wiewohl  der  Streitfall  somit  ausschließlich  Österreich- 
Ungarn  und  Serbien  anging,  mußte  doch  mit  der  Möglichkeit 
v"  gerechnet  werden,  daß  Rußland,  ungeachtet  unserer  Erklärung, 
im  Fall  eines  lokalisierten  Konfliktes  die  Souveränität  und  den 
territorialen  Besitzstand  Serbiens  nicht  antasten  zu  wollen,  den 
" willkommenen  Anlaß  ergreifen  könnte,  um  den  seit  langem 
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gehegten  Plan  eines  Angriffskrieges  gegen  Österreich-Ungarn 
und  damit  zugleich  gegen  das  Deutsche  Reich,  den  die  um- 
fassenden Rüstungen,  die  mehrfachen  Probemobilisierungen 
und  die  Inangriffnahme  des  Baues  großer  strategischer  Bahnen 
in  der  letzten  Zeit  immer  deutlicher  hatten  erkennen  lassen, 
jetzt  schon  zur  Ausführung  zu  bringen. 

Ja,  es  war  sogar  zu  erwarten,  daß  unsere  durch  die  un- 
erhörte Vorgangsweise  Serbiens  voll  begründeten  Forderungen 
von  diesem  nur  dann  abgelehnt  werden  würden,  wenn  von 
St.  Petersburg  das  Signal  käme,  daß  Rußland  den  Moment 
für  den  Angriff  auf  die  Monarchie  für  gekommen  erachtet. 
War  doch  Serbien  für  diesen  Fall  im  russischen  Kalkül  die 
wichtige  Aufgabe  des  Flankenstoßes  zugewiesen,  eine  Rolle, 
für  die  Rußland  Serbien  durch  panslawistische  Liebesbeweise 
und  konsequente  politische  Unterstützung  stets  bereit  zu  halten 
verstand. 

Es  war  bei  dem  System  von  Bündnissen  und  Ententen, 
das  seit  Jahrzehnten  die  Grundlage  der  europäischen  Politik 
bildete,  von  vorneherein  klar,  daß  Rußland  durch  seine  unbe- 
rechtigte Einmischung  in  die  Kontroverse  zwischen  der  Monarchie 
und  Serbien  die  schwersten  Konsequenzen,  ja  einen  allgemeinen 
Konflikt  heraufbeschwören  müßte. 

Denn  darüber  konnte  kein  Zweifel  bestehen,  daß  das 
Deutsche  Reich,  das  die  volle  Berechtigung  unserer  Anklagen 
gegen  Serbien  anerkannte,  von  dem  Weg,  den  ihm  das  ge- 
gebene Wort  und  die  eigenen  Lebensinteressen  vorzeichneten, 
nicht  ab  weichen  und  dem  langjährigen  Bundesgenossen  gegen 
einen  russischen  Angriff  mit  ganzer  Macht  Beistand  leisten 
werde.  Damit  war  aber  auch  der  Kriegsfall  für  Frankreich  ge- 
geben, das  seit  Jahrzehnten  auf  die  günstige  Gelegenheit  zur 
Verwirklichung  seiner  Revanchepläne  gelauert  hatte,  und  ebenso 
war  zu  erwarten,  daß  England,  wenn  es  auch  das  Bestehen 
fester  Vereinbarungen  mit  den  beiden  anderen  Ententemächten 
noch  in  letzter  Zeit  geleugnet  hatte,  sich  an  dem  Kampfe 
gegen  den  beneideten  und  gefürchteten  Rivalen,  das  mächtig 
emporstrebende  Deutsche  Reich,  beteiligen  werde.  Schließlich 
konnte  auch  damit  gerechnet  werden,  daß  die  Türkei,  wie- 
wohl sie  noch  an  den  Nachwirkungen  des  eben  beendeten 
Balkankrieges  zu  tragen  hatte,  sich  in  der  Erkenntnis,  daß  ein 


Sieg  Rußlands  das  Ende  ihrer  Unabhängigkeit  bedeuten  müßte, 
an  die  Seite  der  Zentralmächte  stellen  würde. 

Welches  war  nun  die  Stellung  Italiens  zu  diesem  even- 
tuellen europäischen  Kriege?  Wohl  bestimmte  der  Bundes- 
vertrag mit  den  beiden  Zentrahnächten,  dem  Italien  drei  Jahr- 
zehnte der  Sicherheit  und  des  Friedens,  die  ungestörte  Ent- 
wicklung seiner  staatlichen  und  wirtschaftlichen  Kräfte  und 
den  fast  mühelosen  Erwerb  zweier  ausgedehnter  Provinzen 
jenseits  des  Mittelländischen  Meeres  verdankte,  daß  es  seinen 
beiden  Verbündeten  in  einem  Kriege  gegen  zwei  oder  mehrere 
Mächte  beizustehen  habe,  wenn  jene  den  Krieg  nicht  selbst 
provoziert  hätten.*)  Wohl  war  es  klar,  daß  das  Einschreiten 
Österreich-Ungarns,  das  nach  Jahren  beispielloser  Friedensliebe 
und  Geduld  gegenüber  den  serbischen  Herausforderungen 
endlich  erfolgen  mußte,  nicht  den  Charakter  einer  Provokation 
an  sich  trug,  daß  der  Angriff  vielmehr  von  Rußland  ausging, 
das  sich  bei  der  Durchführung  seiner  weitausgreifenden  Pläne 
Serbiens  als  Sturmbock  gegen  die  Monarchie  bediente.  Den- 
noch waren  Anzeichen  dafür  vorhanden,  daß  Italien  nicht,  wie 
es  dem  Wortlaute  und  dem  Geiste  des  Bündnisses  entsprechen 
würde,  an  der  Seite  seiner  Alliierten  in  den  Krieg  eintreten  werde. 

Nach  der  schillernden  Haltung,  die  Italien  zur  Zeit  von 
Algeciras  und  während  der  Annexionskrise  eingenommen  hatte, 
nach  den  Besprechungen  von  Racconigi  und  dem  fortgesetzten 
Liebäugeln  mit  der  Tripelentente  mußten  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  vielmehr  den  Verdacht  hegen,  daß  Italien  sich 
der  Erfüllung  seiner  Bündnispflichten  entziehen  und  dies  durch 
allerlei,  am  Texte  des  Vertrages  geübte  Interpretationskünste 
motivieren  werde. 

War  also  auch  auf  die  volle  Erfüllung  der  aus  dem 
Bundesverhältnisse  entspringenden  Pflichten  durch  Italien  nicht 
mit  Sicherheit  zu  rechnen,  so  konnten  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland  doch  zum  mindesten  erwarten,  daß  Italien  durch 

*)  Artikel  III  des  Dreibundvertrages  lautet  in  deutscher  Übersetzung: 
„Falls  einer  oder  zwei  der  hohen  Vertragschließenden  ohne  direkte  Heraus- 
forderung von  ihrer  Seite  von  zwei  oder  mehreren  Großmächten,  die  den 
gegenwärtigen  Vertrag  nicht  unterzeichnet  haben,  angegriffen  und  in  einen 
Krieg  mit  ihnen  verwickelt  würden,  würde  sich  der  Casus  foederis  für  alle 
hohen  Vertragschließenden  gleichzeitig  ergeben.“ 
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eine  wohlwollend  neutrale  Haltung  seine  Alliierten  in  dem 
ungeheueren  Kampfe  unterstützen  werde.*) 

Die  tatsächliche  Entwicklung  der  Ereignisse  hat  diese 
Annahmen  zunächst  gerechtfertigt  und  nichts  ließ  in  den 
Anfangsstadien  des  Weltkrieges  vermuten,  welch  ungeheuer- 
lichen Treubruches  und  Verrates  Italien  sich  späterhin  schuldig 
machen  würde. 

In  dieser  ersten  Periode,  die  mit  der  Überreichung 
unserer  Note  in  Belgrad  beginnt  und  bis  in  den  Winter 
hinein  sich  erstreckt,  war  das  Verhalten  Italiens  von  drei 
leitenden  Gesichtspunkten  bestimmt:  von  dem  Entschlüsse,  bis 
auf  weiteres  nicht  aus  der  Neutralität  herauszutreten,  jedoch 
sofort  mit  aller  Intensität  auf  einen  hohen  Grad  militärischer 
Bereitschaft  hinzuwirken;  von  dem  Streben,  seine  neutrale 
Anhang  Nr.  s Haltung  an  der  Hand  des  Vertragstextes  zu  motivieren  und  die 
Bundesgenossen  durch  freundschaftliche  Erklärungen  zu  be- 
ruhigen; endlich  von  der  Absicht,  für  alle  Fälle  von  Österreich- 
Ungarn  mittels  einer  gewaltsamen  Interpretation  des  Artikels  VII 
des  Dreibundvertrages  die  Zusicherung  zu  erlangen,  daß  im 
Falle  irgendwelcher  Errungenschaften  der  Monarchie  in  Serbien 
oder  Montenegro  Italien  der  Anspruch  auf  gleichwertige  Kom- 
pensationen zustehe. 

Dementsprechend  hat  denn  auch  der  italienische  Minister- 
rat, nachdem  schon  vorher  mündliche  Äußerungen  Marquis 
di  San  Giulianos  darauf  vorbereitet  hatten,  am  1.  August  v.  J. 
den  Beschluß  gefaßt,  daß  Italien  neutral  bleiben  werde.  Als 
Gründe  hierfür  wurden  angegeben,  daß  das  Vorgehen  der 
Monarchie  gegen  Serbien  einen  agressiven  Akt  gegen  Rußland 
darstelle,  weshalb  der  Bündnisfall  für  Italien  im  Sinne  des 


*)  Verpflichtete  doch  der  Artikel  IV  des  Dreibundvertrages  sogar  für 
den  Fall  einer  aus  defensiven  Gründen  von  einem  der  Verbündeten  er- 
griffenen kriegerischen  Initiative  die  anderen  zu  wohlwollender  Neutralität. 
Artikel  IV  lautet  in  Übersetzung:  „Falls  eine  Großmacht,  die  den  gegen 
wärtigen  Vertrag  nicht  unterzeichnet  hat,  die  staatliche  Sicherheit  eines 
der  hohen  Vertragschließenden  bedrohen  würde,  und  der  Bedrohte  dadurch 
gezwungen  wäre,  ihr  den  Krieg  zu  erklären,  so  verpflichten  sich  die  beiden 
anderen,  ihrem  Verbündeten  gegenüber  eine  wohlwollende  Neutralität  zu 
beobachten.  Ein  jeder  behält  sich  in  diesem  Falle  vor,  an  dem  Kriege 
teilzunehmen,  wenn  er  es  für  angezeigt  erachtet,  um  mit  seinem  Verbün- 
deten gemeinsame  Sache  zu  machen. 
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Vertrages  nicht  eingetreten  sei  — eine  Behauptung,  die  durch 
den  bloßen  Hinweis  auf  die  bekannten  umfassenden  Vorberei- 
tungen Rußlands  für  einen  Angriffskrieg  gegen  die  beiden 
Zentralmächte  und  auf  die  volle  Unabhängigkeit  Serbiens 
widerlegt  wird;  ferner,  daß  Italien  den  Gefahren  eines  Welt-  AnhangNr.4 
krieges  bei  seiner  exponierten  geographischen  Lage  besonders 
ausgesetzt  wäre  — was  zutreffen  mag,  Italien  seiner  Ver- 
pflichtungen aber  keinesfalls  entbinden  kann;  schließlich,  daß 
Österreich-Ungarn  es  verabsäumt  habe,  sich  im  Sinne  des 
Artikels  VII  des  Bündnisvertrages  vor  den  entscheidenden 
Schritten  mit  Italien  ins  Einvernehmen  zu  setzen  und  es  über- 
haupt ablehne,  die  italienische  Interpretation  dieses  Artikels 
anzuerkennen.  Welche  Bewandtnis  es  mit  diesem  letzten 
Punkte  hatte,  davon  wird  weiter  unten  noch  eingehender 
gesprochen  werden. 

Wiewohl  die  italienische  Argumentation  somit  sehr  an- 
fechtbar war,  wurde  die  Neutralitätserklärung  von  Österreich- 
Ungarn  ohne  nachdrückliche  Einwendungen  zur  Kenntnis 
genommen,  um  so  mehr  als  Italien  gleichzeitig  neuerlich  erklärte 
an  dem  Bundesverhältnisse  im  übrigen  festhalten  zu  wollen, 
ja  eine  spätere  Kooperation  als  durchaus  nicht  ausgeschlossen 
bezeichnete  und  in  allen  Enunziationen  einen  aufrichtig 
klingenden,  freundschaftlichen  Ton  anschlug. 

Parallel  mit  diesen  Besprechungen  über  die  Frage  der 
Neutralität  lief  eine  Aktion  Italiens,  die  schon  am  25.  Juli 
eingesetzt  hatte  und  die,  wie  schon  oben  bemerkt,  das  Ziel 
verfolgte,  unter  Berufung  auf  den  Artikel  VII  des  Dreibund-  Anhang  Nr.  2 
Vertrages  Italien  für  den  Fall  der  Besetzung  serbischen  Gebietes 
durch  österreichisch-ungarische  Truppen  den  Anspruch  auf 
Kompensationen  zu  sichern. 

Sowohl  die  Entstehungsgeschichte  als  der  Wortlaut 
dieses  Artikels  lassen  klar  erkennen,  daß  seine  Bestimmungen 
einzig  und  allein  auf  den  Fall  der  Besetzung  türkischen 
Gebietes  Anwendung  zu  finden  haben.  Er  wurde  im  Jahre 
1887  auf  Wunsch  Italiens  in  den  Vertrag  aufgenommen,  also 
zu  einer  Zeit,  da  die  Kompaziszenten  sicherlich  nur  das 
künftige  Schicksal  der  Türkei  und  ihres  Gebietes  regeln  wollten. 

Es  steht  außer  Zweifel,  daß  diese  Abmachungen  getroffen 
wurden,  um  zu  verhindern,  daß,  falls  sich  die  von  den  Ver- 
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bündeten  in  erster  Linie  angestrebte  unveränderte  Aufrecht- 
erhaltung des  türkischen  Besitzstandes  in  Europa  als  unmöglich 
erweisen  sollte,  die  Interessen  eines  der  beiden  Teile  einseitig 
und  ohne  gleichmäßige  Berücksichtigung  des  anderen  bevor- 
zugt würden.  An  andere,  nichttürkische  Gebiete  der  Balkan- 
halbinsel war  damals  nicht  gedacht  worden.  Dies  geht  auch 
aus  dem  Texte,  der  seit  1887  unverändert  blieb,  klar  hervor, 
da  daraus  zu  entnehmen  ist,  daß  wohl  die  türkischen  Küsten- 
gebiete in  der  Adria  und  im  Ägäischen  Meere,  nicht  aber  die 
griechischen  oder  montenegrinischen  unter  diese  Bestimmungen 
fallen*) 

Mit  vollem  Recht  nahm  daher  die  österreichisch-unga- 
rische Regierung  den  Standpunkt  ein,  daß  der  Artikel  VII  auf 
den  Fall  eines  Konfliktes  mit  Serbien  und  die  eventuelle 
Besetzung  serbischen  Gebietes  nicht  anzuwenden  sei.  Deshalb 
hielt  sie  sich  auch  nicht  für  verpflichtet,  vor  dem  diploma- 
tischen Schritte  in  Belgrad,  der  noch  nicht  den  Krieg  be- 
deutete, wenn  er  auch  dazu  führen  konnte,  gewissermaßen 
die  Genehmigung  Italiens  einzuholen. 


*)  Artikel  YII  des  Dreibundvertrages  lautet  in  deutscher  Über- 
setzung : 

„Österreich -Ungarn  und  Italien,  die  nur  die  möglichste  Aufrecht- 
erhaltung des  territorialen  Status  quo  im  Orient  im  Auge  haben,  ver- 
pflichten sich,  ihren  Einfluß  geltend  zu  machen,  damit  jede  territoriale 
Veränderung,  die  der  einen  oder  der  anderen  der  den  gegenwärtigen 
Vertrag  unterzeichnenden  Mäcnte  nachteilig  wäre,  hintangehalten  werde. 
Sie  werden  einander  zu  diesem  Behufe  alle  Aufschlüsse  geben,  die  geeignet 
sind,  sie  gegenseitig  über  ihre  eigenen  Absichten  sowie  über  die  anderer 
Mächte  aufzuklären.  Sollte  jedoch  der  Fall  eintreten,  daß  im  Laufe  der 
Ereignisse  die  Aufrechterhaltung  des  Status  quo  im  Gebiete  des  Balkan 
oder  der  ottomanischen  Küsten  und  Inseln  im  Adriatischen  oder  Ägäischen 
Meere  unmöglich  würde,  und  daß,  entweder  infolge  des  Vorgehens  einer 
dritten  Macht  oder  sonstwie,  Österreich-Ungarn  oder  Italien  genötigt  wären, 
den  status  quo  durch  eine  zeitweilige  oder  dauernde  Besetzung  ihrerseits 
zu  verändern,  so  würde  diese  Besetzung  nur  stattfinden  nach  einer  voran- 
gegangenen Übereinkunft  zwischen  den  beiden  Mächten,  welche  aut  dem 
Prinzip  einer  gegenseitigen  Kompensation  für  alle  territorialen  oder  ander- 
weitigen Vorteile,  die  eine  jede  von  ihnen  über  den  gegenwärtigen  status 
quo  hinaus  erlangen  würde,  zu  beruhen  und  die  Interessen  und  berechtigten 
Ansprüche  der  beiden  Teile  zu  befriedigen  hätte.“ 
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Ich  ersuche  Euer  Exzellenz,  Marquis  di  San  Giuliano  zu 
sagen,  daß  ich  mit  besonderer  Befriedigung  von  dieser  Er- 
klärung Akt  nehme.  Ich  sei  übrigens  a priori  davon  überzeugt 
gewesen,  daß  Italien  unseren  Akkord  jetzt  ebenso  respektieren 
werde,  wie  dies  unsererseits  während  des  libyschen  Feldzuges 
der  Fall  war. 


6. 

Graf  Berchtold  an  Freiherrn  von  Macchio. 

fr 

Telegramm.  Wien , 23.  August  1914. 

Euer  Exzellenz  ermächtige  ich,  gleichzeitig  mit  ihrem 
deutschen  Kollegen  dem  römischen  Kabinette  zu  erklären, 
daß  wir  die  italienische  Interpretation  bezüglich  des  Aus- 
druckes „dans  les  regions  des  balcans“  im  Artikel  VII  vor- 
behaltlos anerkennen  und  zwar  nicht  allein  für  die  gegen- 
y wärtige  Krise,  sondern  auch  für  die  ganze  Dauer  des  Ver- 
trages. 

Diese  Erklärung  bringt  es  mit  sich,  daß  wir  bereit  sind, 
für  den  Fall  einer  temporären  oder  definitiven  Besitzergreifung 
eines  am  Balkan  gelegenen  Gebietes  mit  Italien  in  eine  Kon- 
versation über  die  Kompensationsfrage  einzugehen. 


7. 

Freiherr  von  Macchio  an  Graf  Berchtold. 

r Telegramm.  Rom ; 25.  August  1914. 

Da  mein  deutscher  Kollege  heute  Instruktion  erhielt, 
welche  ihn  zur  Abgabe  der  die  Zustimmung  zur  italienischen 
Interpretation  des  Artikels  VII  beinhaltenden  Erklärung  ermäch- 
tigt, so  haben  wir  heute  beide  einzeln  eine  solche  überein- 
i stimmende  Erklärung  dem  Marquis  San  Giuliano  mündlich 
abgegeben. 
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Er  schien  hiervon  sichtlich  angenehm  berührt,  meinte 
aber,  daß  bei  der  jetzigen  Kriegslage  wohl  noch  nicht  die 
Grundlage  zur  Einleitung  einer  Konversation  gegeben  sei. 

Ich  erklärte  mich  stets  bereit,  in  eine  solche  einzutreten, 
begriffe  aber  ganz  gut,  wenn  er  damit  noch  zuwarten  wolle. 


8. 

Tom  königlich  italienischen  Botschafter  in  Wien  am 
4.  Mai  1915  dem  k.  und  k.  Minister  des  Äußern  gemachte 
Mitteilung  der  königlich  italienischen  Regierung  an  die 
k.  und  k.  Regierung. 

Übersetzung. 

Der  Botschafter  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Italien 
ist  von  seiner  Regierung  beauftragt  worden,  Seiner  Exzellenz 
dem  österreichisch-ungarischen  Minister  des  Äußern  nach- 
stehende Mitteilung  zu  machen  und  ihm  dieselbe  in  Abschrift 
zu  hinterlassen: 

„Das  Bündnis  zwischen  Italien  und  Österreich-Ungarn 
war  von  allem  Anfänge  an  als  ein  Element  und  eine  Garantie 
des  Friedens  gedacht  und  hatte  sein  Hauptziel  in  der  gemein- 
samen Verteidigung.  Angesichts  der  späteren  Ereignisse  und 
der  neuen  Sachlage,  die  sich  daraus  ergab,  mußten  die  beiden 
Regierungen  ein  anderes  nicht  minder  wichtiges  Ziel  ins  Auge 
fassen  und  haben  sich  anläßlich  der  sukzessiven  Erneuerungen 
des  Bündnisses  bemüht,  die  Fortdauer  ihrer  Allianz  zu  sichern, 
indem  sie  das  Prinzip  des  accord  prealable  bezüglich  des 
Balkans  zu  dem  Zwecke  feststellten,  um  die  Interessen  und 
die  divergierenden  Tendenzen  der  beiden  Mächte  zu  ver- 
söhnen. 

Es  ist  durchaus  offenkundig,  daß  bei  loyaler  Beobachtung 
dieser  Bestimmungen  dieselben  genügt  hätten,  um  als  Basis 
für  eine  gemeinsame  und  fruchtbringende  Aktion  zu  dienen. 

Statt  dessen  hat  Österreich-Ungarn,  im  Laufe  des  Sommers 
1914,  ohne  sich  mit  Italien  ins  Einvernehmen  zu  setzen,  ja 
ohne  ihm  die  geringste  Andeutung  zukommen  zu  lassen  und 
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ohne  die  ihm  seitens  der  königlichen  Regierung  erteilten  Rat- 
schläge zur  Mäßigung  zu  beachten,  Serbien  das  Ultimatum 
vom  23.  Juli  gestellt,  welches  die  Ursache  und  der  Ausgangs- 
punkt der  gegenwärtigen  europäischen  Konflagration  ge- 
wesen ist. 

Unter  Vernachlässigung  der  Vertragspflichten  hat  Öster- 
reich-Ungarn den  slatus  quo  am  Ralkan  von  Grund  aus 
erschüttert  und  eine  Situation  geschaffen,  von  der  es  allein 
Nutzen  ziehen  konnte,  unter  Schädigung  der  wichtigsten  Inter- 
essen, die  die  verbündete  Macht  so  oft  kundgetan  und  bean- 
sprucht hatte. 

•9 

Eine  so  offenkundige  Verletzung  des  Wortlautes  und  des 
Geistes  des  Vertrages  hat  nicht  bloß  die  Weigerung  Italiens 
gerechtfertigt,  sich  in  dem,  ohne  Anhörung  seiner  Ansicht, 
provozierten  Kriege  auf  die  Seite  seiner  Rundesgenossen  zu 
i stellen,  sondern  gleichzeitig  auch  das  Bündnis  seines  wesent- 

lichen Inhaltes  und  seiner  Existenzberechtigung  beraubt. 

Selbst  die  im  Vertrage  vorgesehene  Abmachung  betreffend 
der  wohlwollenden  Neutralität  wurde  durch  diese  Verletzung 
in  Mitleidenschaft  gezogen.  Vernunft  und  Gefühl  sprechen 
nämlich  übereinstimmend  dagegen,  daß  die  wohlwollende 
Neutralität  bewahrt  werden  könne,  wenn  einer  der  Verbün- 
deten die  Waffen  ergreift,  um  ein  Programm  durchzuführen, 
welches  den  Lebensinteressen  des  anderen  Verbündeten,  Inter- 
essen, deren  Wahrung  den  Hauptgrund  des  Bündnisses  selbst 
darstellt,  diametral  widerspricht. 

Nichtsdestoweniger  hat  sich  Italien  während  mehrerer 
Monate  bemüht,  eine  Situation  zu  schaffen,  welche  die  Wieder- 
herstellung jener  freundschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den 
beiden  Staaten  begünstigt  hätte,  die  die  wesentliche  Grund- 
* läge  jedes  Zusammenwirkens  auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen 

Politik  darstellen.  Zu  diesem  Zwecke  und  in  dieser  Hoffnung 
war  die  königliche  Regierung  bereit,  auf  eine  Abmachung  ein- 
zugehen, welche  eine  maßvolle  Befriedigung  der  rechtmäßigen 
nationalen  Aspirationen  Italiens  zur  Grundlage  hatte,  und 
welche  gleichzeitig  dazu  gedient  hätte,  die  Ungleichheit  in  der 
gegenseitigen  Stellung  der  beiden  Staaten  an  der  Adria  zu 
vermindern. 


j 
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Diese  Verhandlungen  haben  jedoch  zu  keinem  greif- 
baren Resultate  geführt.  Alle  Bemühungen  der  königlichen 
Regierung  stießen  auf  den  Widerstand  der  k.  und  k.  Regierung, 
die  sich  nach  mehreren  Monaten  bloß  dazu  entschloß,  die 
besonderen  Interessen  Italiens  in  Valona  zuzugeben  und  eine  un- 
genügende Gebietsabtretung  im  Trentino  zu  versprechen,  eine 
Abtretung,  welche  weder  vom  ethnischen  noch  vom  politischen 
oder  militärischen  Gesichtspunkte  als  eine  normale  Lösung  der 
Frage  zu  bezeichnen  ist.  Überdies  sollte  dieses  Zugeständnis 
erst  zu  einem  unbestimmten  Zeitpunkte,  das  heißt  zu  Ende 
des  Krieges,  durchgeführt  werden. 

Unter  diesen  Umständen  ist  die  italienische  Regierung 
bemüßigt,  die  Hoffnung  auf  Erreichung  eines  Abkommens 
aufzugeben  und  alle  ihre  diesbezüglichen  Vorschläge  zurück- 
zuziehen. 

Gleich  nutzlos  wäre  es  den  formellen  Schein  des  Bünd- 
nisses zu  wTahren,  der  bloß  die  Wirklichkeit,  d.  i.  das  fort- 
währende Mißtrauen  und  die  täglichen  Gegensätze,  zu 
verhüllen  bestimmt  wäre. 

Auf  sein  gutes  Recht  vertrauend,  bekundet  Italien  daher, 
daß  es  von  nun  an  seine  volle  Handlungsfreiheit  wieder- 
gewinnt und  erklärt  es  den  Bündnisvertrag  mit  Österreich- 
Ungarn  als  hinfällig  und  in  Hinkunft  unverbindlich. 


9. 

Vom  k.  und  k.  Minister  des  Äußern  am  21.  Mai  1915  dem 
königlich  italienischen  Botschafter  in  Wien  gemachte 
Mitteilung  der  k.  und  k.  Regierung  an  die  königlich 
italienische  Regierung. 

Übersetzung 

Der  österreichisch-ungarische  Minister  des  Äußern  hat 
die  Ehre  gehabt,  die  Mitteilung  betreffend  die  Aufhebung  des 
Dreibundvertrages  entgegenzunehmen,  welche  der  Herr 
italienische  Botschafter  ihm  im  Aufträge  der  königlich 
italienischen  Regierung  am  4.  Mai  gemacht  hat. 
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Mit  peinlicher  Überraschung  hat  die  k.  und  k.  Regierung 
Kenntnis  von  dem  Entschlüsse  der  italienischen  Regierung 
erlangt,  auf  eine  so  unvermittelte  Weise  einem  Vertrage  ein 
Ende  zu  bereiten,  der  auf  der  Gemeinsamkeit  unserer 
wichtigsten  politischen  Interessen  fußend,  unseren  Staaten  seit 
so  langen  Jahren  Sicherheit  und  Frieden  verbürgt  und  Italien 
notorische  Dienste  geleistet  hat. 

Diese  Überraschung  ist  um  so  berechtigter,  als  die  von 
der  königlichen  Regierung  zur  Begründung  ihrer  Entscheidung 
in  erster  Linie  angeführten  Tatsachen  auf  mehr  als  neun 
Monate  zurückgehen  und  die  königliche  Regierung  seit  jener 
Zeit  wiederholt  ihren  Wunsch  kundgegeben  hat,  das  Bundes- 
verhältnis  zwischen  unseren  beiden  Ländern  aufrechtzuerhalten 
und  noch  zu  vertiefen,  einen  Wunsch,  der  in  Österreich- 
Ungarn  immer  eine  günstige  Aufnahme  und  herzlichen 
Widerhall  gefunden  hat. 

Die  Gründe,  welche  die  k.  und  k.  Regierung  zwangen, 
an  Serbien  im  Monate  Juli  vergangenen  Jahres  ein  Ultimatum 
zu  richten,  sind  zu  bekannt,  als  daß  es  nötig  wäre,  sie  hier 
zu  wiederholen.  Das  Ziel,  welches  sich  Österreich-Ungarn 
setzte  und  das  einzig  und  allein  darin  bestand,  die  Monarchie 
gegen  die  umstürzlerischen  Machenschaften  Serbiens  zu 
schützen  und  die  Fortsetzung  einer  Agitation  zu  verhindern 
die  geradezu  auf  die  Zerstückelung  Österreich-Ungarns  abzielte 
und  zahlreiche  Attentate  und  schließlich  die  Schreckenstat  von 
Sarajevo  im  Gefolge  hatte,  konnte  die  Interessen  Italiens  in 
keiner  Weise  berühren.  Denn  die  k.  und  k.  Regierung  hat  nie- 
mals vorausgesetzt  und  hält  es  für  ausgeschlossen,  daß  die 
Interessen  Italiens  irgendwie  mit  den  verbrecherischen  Um- 
trieben identifiziert  werden  könnten,  welche  gegen  die  Sicher- 
heit und  Gebietsintegrität  Österreich-Ungarns  gerichtet,  von 
der  Belgrader  Regierung  leider  geduldet  und  ermutigt  worden 
waren. 

Die  italienische  Regierung  war  übrigens  davon  in 
Kenntnis  gesetzt  und  wußte,  das  Österreich-Ungarn  in  Serbien 
keine  Eroberungsabsichten  verfolgte.  Es  ist  in  Rom  ausdrück- 
lich erklärt  worden,  daß  Österreich-Ungarn,  wenn  der  Krieg 
lokalisiert  bliebe,  nicht  die  Absicht  habe,  die  Gebietsintegrität 
oder  die  Souveränität  Serbiens  anzutasten. 


Als  infolge  des  Eingreifens  Rußlands  der  rein  lokale 
Streit  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Serbien  im  Gegensätze 
zu  unseren  Wünschen  einen  europäischen  Charakter  annahm 
und  sich  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  von  mehreren 
Großmächten  angegriffen  sahen,  verkündete  die  königliche 
Regierung  die  Neutralität  Italiens,  ohne  jedoch  auch  nur  die 
geringste  Andeutung  fallen  zu  lassen,  daß  dieser  von  Rußland 
vom  Zaune  gebrochene  und  von  langer  Hand  vorbereitete 
Krieg  geeignet  sein  könnte,  dem  Dreibundvertrage  seine 
Existenzberechtigung  zu  nehmen. 

Es  genügt,  an  die  Erklärungen,  welche  in  jenem  Zeit- 
punkte weiland  Marchese  di  San  Giuliano  abgab,  und  an  das 
Telegramm,  welches  Seine  Majestät  der  König  von  Italien  am 
2.  August  1914  an  Seine  Majestät  den  Kaiser  und  König 
richtete,  zu  erinnern,  um  festzustellen,  daß  die  königliche  Re- 
gierung damals  in  dem  Vorgehen  Österreich-Ungarns  nichts  sah, 
was  den  Restimmungen  unseres  Bundesvertrages  .zuwiderliefe. 

Von  den  Mächten  des  Dreiverbandes  angegriffen,  mußten 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  ihre  Gebiete  verteidigen, 
aber  dieser  Verteidigungskrieg  hatte  keineswegs  „die  Verwirk- 
lichung eines  den  Lebensinteressen  Italiens  entgegengesetzten 
Programms“  zum  Ziele.  Diese  Lebensinteressen  oder  das,  was 
wir  davon  wissen  konnten,  waren  in  keiner  Weise  bedroht. 
Wenn  übrigens  die  italienische  Regierung  in  dieser  Hinsicht 
Besorgnisse  gehegt  hätte,  so  hätte  sie  sie  geltend  machen 
können  und  sicherlich  sowohl  in  Wien  als  auch  in  Berlin  die 
größte  Geneigtheit  zur  Wahrung  dieser  Interessen  gefunden. 

Die  königliche  “Regierung  war  damals  der  Ansicht,  daß 
sich  ihre  Verbündeten  nach  der  Lage  der  Dinge  Italien  gegen- 
über nicht  auf  den  Bündnisfall  berufen  konnten,  aber  sie  machte 
keine  Mitteilung,  welche  zu  dem  Glauben  berechtigt  hätte,  daß 
sie  das  Vorgehen  Österreich-Ungarns  als  eine  „offenkundige 
Verletzung  des  Wortlautes  und  des  Geistes  des  Bündnisver- 
trages“ ansehe. 

Die  Kabinette  von  Wien  und  Berlin  ließen,  wenn  sie 
auch  Italiens  Entschluß,  neutral  zu  bleiben  — einen  Entschluß, 
der  nach  unserer  Ansicht  mit  dem  Geiste  des  Vertrages  wenig 
vereinbar  war  — bedauerten,  die  Ansicht  der  italienischen 
Regierung  dennoch  in  loyaler  Weise  gelten,  und  der  Meinungs- 


anstausch,  der  in  jenem  Zeitpunkte  stattfand,  stellte  den  vollen 
Fortbestand  des  Dreibundes  fest. 

Gerade  unter  Berufung  auf  diesen  Vertrag,  insbesondere 
auf  dessen  Artikel  VII,  brachte  uns  die  königliche  Regierung 
ihre  Ansprüche  vor,  die  dahin  gingen,  gewisse  Kompensationen 
für  den  Fall  zu  erhalten,  daß  Österreich-Ungarn  seinerseits 
aus  dem  Kriege  Vorteile  territorialer  oder  anderer  Natur  auf 
der  Balkanhalbinsel  zöge. 

Die  k.  und  k.  Regierung  nahm  diesen  Standpunkt  an 
und  erklärte  sich  bereit,  die  Frage  einer  Prüfung  zu  unter- 
ziehen, indem  sie  gleichzeitig  darauf  hinwies,  daß  es,  so  lange 
man  nicht  in  Kenntnis  der  Österreich-Ungarn  eventuell  zu- 
fallenden Vorteile  sei,  schwer  wäre,  hierfür  Kompensationen 
festzusetzen. 

Die  königliche  Regierung  teilte  diese  Auffassung,  wie  so- 
wohl aus  der  Erklärung  des  verstorbenen  Marchese  di  San 
Giuliano  vom  25.  August  1914  hervorgeht,  in  der  es  heißt: 
„Es  wäre  verfrüht,  jetzt  von  Kompensationen  zu  sprechen“, 
wie  aus  Bemerkungen  des  Herzogs  von  Avarna  nach  unserem 
Rückzuge  aus  Serbien:  „Gegenwärtig  gibt  es  kein  Kompensa- 
tionsobjekt“. 

Nichtsdestoweniger  ist  die  k.  und  k.  Regierung  immer 
bereit  gewesen,  in  eine  Konversation  über  diesen  Gegenstand 
einzugehen. 

Die  k.  und  k.  Regierung,  die  auf  die  Erhaltung  der 
besten  Beziehungen  zu  Italien  den  größten  Wert  legte,  hat 
denn  auch,  als  die  königlich  italienische  Regierung  unter  neuer- 
licher Betonung  ihres  Wunsches  nach  Aufrechterhaltung  und 
Befestigung  unseres  Bündnisses  gewisse  Forderungen  vor- 
brachte, die  die  Abtretung  integrierender  Gebietsteile  der 
Monarchie  aus  dem  Titel  der  Kompensation  an  Italien  betrafen, 
selbst  diese  Verhandlungsbasis  angenommen,  obwohl  ihrer 
Ansicht  nach  der  fragliche  Artikel  VII  niemals  Gebiete  der 
vertragschließenden  Teile,  sondern  einzig  und  allein  die  Balkan- 
halbinsel im  Auge  hatte. 

In  den  Besprechungen,  die  über  diesen  Gegenstand  ge- 
pflogen wurden,  zeigte  sich  die  k.  und  k.  Regierung  stets  von 
dem  aufrichtigen  Wunsche  geleitet,  zu  einer  Verständigung 
mit  Italien  zu  gelangen;  und  wenn  es  ihr  aus  ethnischen, 
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politischen  und  militärischen  Gründen,  die  in  Rom  ausführlich 
auseinandergesetzt  worden  sind,  unmöglich  war,  allen  Forde- 
rungen der  königlichen  Regierung  stattzugeben,  so  sind  doch 
die  Opfer,  die  die  k.  und  k.  Regierung  zu  bringen  bereit  war, 
so  bedeutend,  daß  sie  nur  der  Wunsch,  ein  seit  vielen  Jahren 
zum  gemeinsamen  Vorteil  unserer  beiden  Länder  bestehendes 
Bündnis  auf  rechtzuerhalten,  zu  rechtfertigen  vermag. 

Die  königliche  Regierung  weist  darauf  hin,  daß  die  von 
Österreich-Ungarn  angebotenen  Zugeständnisse  erst  in  einem 
unbestimmten  Zeitpunkte,  d.  h.  erst  am  Ende  des  Krieges, 
verwirklicht  werden  sollten,  und  sie  scheint  daraus  zu  folgern, 
daß  diese  Zugeständnisse  dadurch  ihren  ganzen  Wert  verlieren 
würden. 

indem  die  k.  u.  k.  Regierung  die  materielle  Unmöglich- 
keit emer  sofortigen  Übergabe  der  abgetretenen  Gebiete  hervor- 
hob, zeigte  sie  sich  dennoch  bereit,  alle  nötigen  Garantien  zu 
bieten,  um  diese  Übergabe  vorzubereiten  und  sie  schon  jetzt 
für  einen  wenig  entfernten  Termin  zu  sichern. 

Der  offenkundige  gute  Wille  und  die  Versöhnlichkeit,  die 
die  k.  und  k.  Regierung  im  Laufe  der  Verhandlungen  bewiesen 
hat,  scheinen  die  Ansicht  der  italienischen  Regierung,  man 
müsse  alle  Hoffnung  auf  die  Erreichung  eines  Einvernehmens 
aufgeben,  in  keiner  Weise  zu  rechtfertigen. 

Ein  solches  Einvernehmen  kann  jedoch  nur  erreicht 
werden,  wenn  auf  beiden  Seiten  derselbe  aufrichtige  Wunsch 
nach  Verständigung  herrscht. 

Die  k.  und  k.  Regierung  vermag  die  Erklärung  der 
italienischen  Regierung,  ihre  volle  Handlungsfreiheit  wieder 
erlangen  zu  wollen  und  ihren  Bündnisvertrag  mit  Österreich- 
Ungarn  als  nichtig  und  fortan  wirkungslos  zu  betrachten,  nicht 
zur  Kenntnis  zu  nehmen,  da  eine  solche  Erklärung  der  könig- 
lichen Regierung  in  entschiedenem  Widerspruch  zu  den  feier- 
lich eingegangenen  Verpflichtungen  steht,  welche  Italien  in  dem 
Vertrage  vom  5.  Dezember  1912  auf  sich  genommen  hat, 
der  die  Dauer  unseres  Bündnisses  bis  zum  8.  Juli  1920  mit 
der  Maßgabe  festsetzte,  daß  eine  Kündigung  nur  ein  Jahr  vor- 
her erfolgen  könne,  während  eine  Kündigung  oder  Außerkraft- 
setzung vor  diesem  Zeitpunkte  nicht  vorgesehen  war. 


Da  sich  die  königlich  italienische  Regierung  von  allen 
ihren  Verpflichtungen  in  willkürlicher  Weise  losgesagt  hat, 
lehnt  die  k.  und  k.  Regierung  die  Verantwortlichkeit  für  alle 
Folgen  ab,  die  sich  aus  dieser  Vorgangsweise  ergeben  könnten. 


10. 

Der  königlich  italienische  Botschafter  in  Wien  an  den 
k.  und  k.  Minister  des  Äußern. 

Übersetzung.  Wien,  23.  Mai  1915. 

Den  Befehlen  seiner  Majestät  des  Königs  seines  erhabenen 
Herrschers  entsprechend,  hat  der  Unterzeichnete  königlich 
italienische  Botschafter  die  Ehre,  Seiner  Exzellenz  dem  Herrn 
österreichisch-ungarischen  Minister  des  Äußern  folgende  Mit- 
teilung zu  übergeben: 

Am  4.  d.  M.  wurden  der  k.  und  k.  Regierung  die 
schwerwiegenden  Gründe  bekanntgegeben,  weshalb  Italien,  im 
Vertrauen  auf  sein  gutes  Recht,  seinen  Bündnisvertrag  mit 
Österreich-Ungarn,  der  von  der  k.  und  k.  Regierung  verletzt 
worden  war,  für  nichtig  und  von  nun  an  wirkungslos  erklärt 
und  seine  volle  Handlungsfreiheit  in  dieser  Hinsicht  wieder 
erlangt  hat.  Fest  entschlossen,  mit  allen  Mitteln  über  die  sie 
verfügt,  für  die  Wahrung  der  italienischen  Rechte  und  Inter- 
essen Sorge  zu  tragen,  kann  die  königliche  Regierung  sich 
nicht  ihrer  Pflicht  entziehen,  gegen  jede  gegenwärtige  und  zu- 
künftige Bedrohung  zum  Zwecke  der  Erfüllung  der  nationalen 
Aspirationen  jene  Maßnahmen  zu  ergreifen,  die  ihr  die  Er- 
eignisse auferlegen.  Seine  Majestät  der  König  erklärt,  daß  er 
sich  von  morgen  ab  als  im  Kriegszustände  mit  Österreich- 
Ungarn  befindlich  betrachtet. 

Der  Unterzeichnete  hat  die  Ehre,  Seiner  Exzellenz  dem 
Herrn  Minister  des  Äußern  gleichzeitig  mitzuteilen,  daß  noch 
heute  dem  kaiserlichen  und  königlichen  Botschafter  in  Rom 
die  Pässe  werden  zur  Verfügung  gestellt  werden,  und  er  wäre 
Seiner  Exzellenz  dankbar,  wenn  ihm  die  seinen  übermittelt 
würden. 


